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Beilage zu Nr » 16 der Karlsruher Zeitung .
Dienstag , 20 . Januar 1880 .

Badischer Landtag . habe dies nicht nöthig ; er sei mit Unabhängigkeit ansge - Verfolgung betreffe, so solle mail die Stellung eines Ver¬
stauet worden und gehöre es gerade zum Stolze des , waltungsbeamten in seiner baupolizeilichen und sanitäts -
Richters , daß er eines derartigen höheren Schutzes nicht polizeilichen ^ hütigkeit , oder in Nothständen , z . B . bei
bedürfe . Der Eklat , der etwa vermieden werden solle, l dem jüngsten Eisgang , bedenken. Hier konnte die Gesell¬werde doch nicht vermieden , das Publikum erfahre ja schaff häufig nur geschützt werden durch die Beschädigung
doch Alles , was es in einem Rechtsstaate erfahren müsse . . eines Einzelnen , hier würde der Beamte durch die Ueber -

SarlSruhc , 17 . Jan . Ausführlicher Bericht der - l . os
fentlichen Sitzung der Zweiten Kammer nnter dem - or
fitze des Präsidenten Lamey .

, .Mnisterialpräsident Stösser macht eme Vorlage ^
'
^ ^ / ^ Fälle

'
denkbar ^

"
entweder werde der Beamte ; legung , ob er ivohl einer Entschädigungsklage durch ferne.Gesetzesentwurf , den Nachweis der wissen - j

verfolgt , dann könnte man die Entscheidung ^ Handlung ausgesetzt werde , rn seiner Thatigke .t enrg«- -schastlichen Vorbildung der Kandidaten des
. gastlichen ordentlichen Gerichte überlasten ; das Gericht konnte . schrankt und gelahmt .

,Standes betreffend "
, welche er mit folgenden einleitenden

^ j^ ivolen Kläger gegenüber selbst prüfen , ob die Die Einrichtung ^
r Vorentscheidung '»rrke rn zweiWorten begleitet : . ^ ! Klaae bearündet ist oder nicht : oder der Beamte werde Richtungen heilsam , einmal besinne sich der betr . DritteDie Vorlage erscheint als eine Ergänzung des Gesetzes !

^ ^ vZch ^ 0 gt und zwar wegen eines Vergehens , ! mehr , ehe er den Weg zur Verfolgung eines Beamten
Thellen bestehen. Die Ergänzung bewegt sich in zwei Rrch- 1 ^ sE,te man die Entscheidung über Einleitung der Beamten das Gezuhl der Sicherheit , welches m dertiMgen . . .. . . l einer Untersuchung diesem Beamten anheimgeben ; derselbe Erwägung wurzle , vorkommend

^
l Mlls von einer BehördeKas den Nachweis der allgemein wissenschafflichen Vor - ^

-
sich

'
ja in besonders zweifelhaften Füllen an das beurtheilt zn werden , welche sich m der vollsten Kennttllstbildung nach dem Universitätsstudium gegenüber dem -Maat

^ chjfferium wenden . i der hier ,n Betracht kommenden personellen und sachlichenanbelangt , so hätte der Kandidat nach der Vorlage die i I st s st
^ vielleicht der Beamte eines . Erwägungsgründebcynde . Die GroH RegieruW seiWahl , entweder der Staatsprüfung nach Art . 1 des Ge -

^ bedürfe , sei der der Privatanklage , allein auch , von der Nothwendigkeit dieser Vorentscheidung so durch¬setzt von 1874 sich zu unterziehen oder an einer ^ ach- ^ ^ ^ ^ Beamte vor den ! drimgen . daß er das hohe Haus versichern tonne , dervZstlna unter Mitwirkung eines landesherrüchen Kom - > ^ _ ttttckenMchterac,7lltwerde ! ganze Entwurf werde für sie einen großen Theil seinesmissärs sich z» betheiligen oder , falls die Verhältnisse ^ buch Mcht
mehrere ^ eine Jnkon - ; Weihes verlieren , wenn gerade diese Bestimmungen ge-dau geeignet sind, um Dispens nachznsuchen . ! ^ „nt Rücksicht auf die Unabhängigkeit der Richer j strlchenwurden . er inüseml ^ nterese der Ltaatsgesammt -Was sodann die seit 1863 zu Priestern geweihten Kan -

^
ven s

^
,

Schlüsse , diese Emrrch - i heit aus deren Ausrechterhaltung besteheu uud er wieder -did? ten der katholischen Kirche betrifft , 0 können diesel-
^ das Ansehen der Gerichte ! hole die Bitte , die Anträge „Ms " abzulehuen .ben — soweit es sich um die Zeit vor 1874 handelt — >

zu einer Pffünde und — soweit es sich um die Zeit seit und insbesondere unseres höchsten Gerichtshofes schädigen
1874 handelt - zur Ausübung kirchlicher Funktionen nur - Mniifterialpräsident Stösser : Er müsse das Haus
gelangen , wenn sie um Dispens von der Staatsprüfung , ersuchen, beide Anträge des Abg. Näs abzulehnen . Die
im Sinne des bisherigen Gesetzes nachgesucht haben .

'
! Fälle , wie sie der Vorredner in den Kreis seiner Erörte -

Die beiden kirchlichen Oberbehörden haben ihr Ein - ! rung gezogen habe , kämen hier nicht in solcher Ausdeh -

verständniß mit dem Entwurf erklärt , die Grvßh . Regie - ! nung m Frage ; die strafrechtliche oder civilrechtliche Ver -

rung ffihlt sich damit im Einklang mit ihren seiner Zeit ! folgung eines Beamten würde ja nicht unbedingt , sondern
diesem hohen Hause gegebenen Erklärungen und so ist für i unr unter einem bestimmten Gesichtspunkte von einer Vor -
uns die Hoffnung begründet , das in Frage stehende entscheidnng des Verwaltungsgerichtshvfes abhängig ge-

Verhältniß demnächst in einer allseitig befriedigenden Weise ! macht und finde diese nur über die Frage statt , ob der

geordnet zu sehen . i Beamte sich einer Uebertretung seiner Amtsbefugniß oder
Mit Eintritt in die Tagesordnung erhält der Abg . , Unterlaffung einer Amtshandluiig schuldig gemacht und

Näf das Wort zur Begründung seiner beiden Anträge , § ' . . r, „ .

„die Z8 9— 14 des Entwurfs zu streichen, eventuell deren
Giltigkeit auf die Verwaltungsbeamten zu beschränken "

Redner gibt zunächst eine historische Skizze über diese
Materie und bemerkt , daß durch Art . IV der Schluß¬
bestimmungen der badischen Prozeßordnung vom Jahre 1864
der 8 10 des Gesetzes von: 5 . Februar 1851 aufgehoben
worden sei ; es sei durch letzteres Gesetz in 8 9 bestimmt
gewesen, daß die strasgerichtliche Verfolgung eines öffent¬
lichen Dieners wegen eines Amtsvergehens , sofern nicht
die zuständige Dienstbehörde sie veranlaßte oder zugab ,
nur mit Genehmigung des Stäatsministeriums stattfinden
könnte, und diese Bestimmung in 8 10 auch aus bürger¬
liche Klagen gegen öffentliche Diener wegen Amtsvergehen
ausgedehnt worden .

Die Bestimmungen des 8 9 seien dann in das badische
Einführungsgesetz zum Reichs -Strafgesetzbuch übergegan¬
gen, wo dann Art . 19 des Gesetzes vom 23 . Dezember
1871 von besonderer Wichtigkeit in dieser Materie ge¬
wesen sei .

Es sei dann sowohl Art . 19 des Einführungsgesetzes vom
23 . Dezember 1871 als Art . IV . der Schlußbestimmungen
zur bad . Prozeßordnung vom Jahre 1864 nach 8 11 Abs . 1 des
Einf .-Ges, nicht mehr auffecht zu erhalten gewesen , da dieser
Paragraph die Vorschrift enthielt , daß die partikularrecht¬
lichen Bestimmungen , welche die strafrechtliche oder civil¬
rechtliche Verfolgung öffentlicher Beamten wegen ihrer
Amtshandlungen an besondere Voraussetzungen knüpften ,
außer Kraft treten ; dagegen könne die Landesgesetzgebung
nach Abs. 2 des 8 11 des Einsührungsgesetzes , welches
seine Entstehung den bekannten Kompromißanträgen ver¬
danke, die Frage , ob der Beamte sich einer Ueberschrei -
tung seiner Amtsbefngnisse oder Unterlassung einer ihm
obliegenden Amtshandlung schuldig gemacht habe , der Vor - ,
entscheidnng eines obersten Verwaltungs -Gerichtshofes un¬
terstellen . Es sei dann , nachdem der am 23 . Januar
1879 vvrgelegte Gesetzesentwurf nicht mehr zur Berathung
gekommen , eine einstweilige Bestimmung dahin getroffen
worden , daß die strafrechtliche oder civilrechtliche Verfol¬
gung eines Beamten wegen einer in Ausübung seines
Amtes vorgenommenen Handlung im Falle des Verlangens
der Vorgesetzten Dienstbehörde an die in ß 11 Abs . 2
Ziff . 1 und 2 des Einsührungsgesetzes zum Gerichtsver¬
fassungs -Gesetz erwähnte Vorentscheidung gebunden sei.
Diese Vorschrift verliere jedoch mit dem 1 . März 1880
ihre Wirksamkeit . Nun wolle man in dem vorgelegten
Entwürfe auch in Zukunst die strafrechtliche oder civil¬
rechtliche Verfolgung des Beamten von der Vorentschei¬
dung des Verwaltungs -Gerichtshofes abhängig machen .

Die Großh . Regierung verlasse in diesem Punkte den
Standpunkt der Freisinnigkeit ; er sei der Ansicht, daß der
Beamte ganz denselben Gesetzen unterworfen sein solle,wie ein anderer Staatsbürger . Er verkenne nicht , daßes Fälle gebe, wo es für den Richter höchst peinlich sei,in einer öffentlichen Verhandlung als Partei zu stehen,allein dies gehöre eben zu den Lasten und Unannehmlich -
kfften des Amtes ; er sehe nicht ein, weßhalb der Beamte
em Privilegium genießen solle dadurch , daß er einem
Spezialgerichtshof unterworfen werde .
, , Was zwar den Berwaltungsbeamten betreffe , so sei es
.Eg , daß ihn , der in mancher Beziehung höheren Be -
! unterworfen sei , die höhere Behörde durch eine
solche Vorentscheidung in Schutz nehme , jedoch der Richter

das Vorgesetzte Ministerium einen diesbezüglichen Antrag
aus Vorentscheidung gestellt habe .

Er müsse dem Vorredner ferner entgegnen , diese Be¬
stimmungen seien nicht als ein Privilegium der Beamten
zu betrachten , sondern wären im Interesse der gesummten
Bevölkerung , im Interesse der Staatsgesammtheit be¬
gründet .

Bon diesem Gesichtspunkte aus sei auch eine andere
Bemerkung des Vorredners unzutreffend , als ob die Grvßh .
Regierung den traditionellen Standpunkt der Freisinnig¬
keit verlassen hätte ; allerdings , wenn man unter Frei¬
sinnigkeit verstehe, das Recht des individuellen Beliebens
bis zur empfindlichsten Beschädibung der Staatsgesammt¬
heit auszudehnen , so mache die Großh . Regierung aus
diese Eigenschaft keinen Anspruch . Allein dieser vielleicht
früher populäre Begriff , der eine Aufhebung des Gesammt -
interesses zu Gunsten des Einzelnen enthalte , sei glücklicher
Weise aus dem- Bewußtsein der Bevölkerung geschwunden .
Wenn der Vorredner ferner meine, die Großh . Regierung
werde auch bei den Verhandlungen des Verwaltungsge -
richtshvses den Eklat nicht vermeiden , so müsse er erwi¬
dern , daß es der Großh . Regierung hieraus nicht an¬
komme ; die Verhandlungen sollen öffentlich sein , nicht nur
im Interesse des von der Neugierde geleiteten Publikums ,
sondern im Interesse des Beamten selbst, damit dadurch
auch öffentlich bekannt werde , wenn er unberechtigt ange¬
griffen worden sei.

Den dritten Borwurf , als ob in dem Vorschlag die Un¬
abhängigkeit des Oberlandesgerichts beeinträchtigt werde ,
könne er gar nicht verstehen , der Art . 9 des Regrerungs -
entwurfs , bezw . Art . 11 des Kommissionsvorschlags spreche
ja geradezu die volle Unbeschränktheit des richterlichen
Urtheils aus . Dagegen habe Vorredner den Hauptgrund
für die Vorentscheidung übersehen , nämlich den , daß es
sich hier vor Allem darum handle , daß das Ansehen der
Staatsbehörden geschützt werde und daß die Staatsver¬
waltung in leistungsfähigem Zustande erhalten bleibe .

Was denjenigen Theil der strafrechtlichen Verfolgungen
betreffe , der von dem Antrag der Staatsanwaltschaft ab¬
hängig sei , so hätte man diesen Theil ruhig der Thätig -
keit dieser Behörden überlassen können , allein er mache
auf das ausgedehnte Gebiet der Injurien aufmerksam ,
wo die Verfolgung von dem Einzelnen ausgehe , und hier
befinde sich eben der Staatsbeamte in einer ganz andern
Lage als der übrige Theil der Bevölkerung ; der Vorred¬
ner habe vergessen , daß der Beamte täglich mit einer
Kategorie der Bevölkerung in nahe Berührung komme,
der gegenüber der Beamte allerdings eines gewissen
Schutzes bedürfe, wenn man nicht zugeben wolle , daß das
Ansehen der Beamten durch cynischeund frivole Angriffe einer
herabgekommenen Bevölkerungklaffe gefährdet werden solle,
und hier komme auch die Stellung der Einzelrichter sehr
in Frage . Abgesehen von der Lage der eigentlichen Staats¬
beamten mache er auf die Organe der Selbstverwaltung
und insbesondere der Bürgermeister und Gemeinderäthe
aufmerksam , insbesondere bei Ausstellung der Leumunds¬
zeugnisse ; ohne die Vorentscheidung könnten hier die Ge¬
meinderäthe mit Maria Stuart sprechen :

„ Wie soll ich die Worte klüglich stellen, daß sic euch treffen
ohne zu verletzen.

"

Sprächen sie die Wahrheit , so hätten sie eine Privat¬
anklage zu erwarten , wichen sie von der Wahrheit ab ,
eine dienstpolizeiliche Untersuchung . Was die civilrechtliche

v . Freudorf spricht gegen die Anträge Näf .Man habe die Großh . Regierung ja dazu aufgefordert ,mit einem derartigen Entwürfe hervorzutreten ; nachdem
diese nun den Wünschen entgegengekvmmen sei, wolle
man ihre Vorschläge wieder zurückweisen; er halte das
nicht für ein ehrliches Spiel . Nachdem Redner in die
historische Seite dieser Materie näher eingegangen , be¬
tont er , das Reichs -Strafgesetzbuch habe auch Para¬
graphen , welche nur der Richter verletzen könne ; er könnte
nicht einsehen , warum man nicht auch in der Lage seinkönnte , Bestimmungen zum Vortheil der Richter zu treffen ,wenn man solche zu ihrem Nachtheil getroffen habe . Aucher könne nicht absehen, wie durch diese Vorentscheidungdas Ansehen der Gerichte geschädigt werde ; unsere ganze
Gerichtsordnung sei ja derart geregelt, daß nicht die min¬
deste Besorgniß aufkommen könne , daß ein wirklich straf¬barer Beamter unbestraft bleibe.

Abg . Schmidt : Er würde es mit Freude begrüßen ,wenn der Abg . Näs seinen Antrag wieder zurückziehenwürde .
Das Peto der Großh . Regierung sei im Jahre 1871

ein ganz anderes gewesen als heute ; von einem wirklichen
Privilegium der Beamten könne jetzt überhaupt nicht mehrdie Rede sein.

In ähnlicher Lage wie der Richter befinde sich auchder Lehrer , dessen Ansehen auch tief herabgesetzt würde ,wenn er sich wegen jeder Züchtigung vor dem Gerichte
verantworten müßte ; er werde gegen den Antrag Näf
stimmen .

Abg . Junghanns ist ebenfalls gegen den Antrag ; es
würde ohne diese Vorentscheidung das öffentliche Rechts¬
bewußtsein verwirrt ; - besonders den Bürgermeistern gegen¬über würde sich die Parteileidenschaft der Gelegenheit ,
solche bei jeder möglichen Veranlassung vor die Gerichte
zu ziehen , bemächtigen . Nach einer längeren Ausführungkommt Redner zum Schluffe , daß das Volk dem Hausekeinen Dank wissen würde , wenn man gerade diese Artikel
streichen würde .

Nachdeln ein Antrag auf Schluß der Debatte einge¬kommen , erhält der Berichterstatter Abg, Bassermanndas Schlußwort .
Nach einer Uebersicht über die historische Entwicklung

dieser Materie betont Redner , er sei auch der Ansicht des
Abg . Näf , daß vor dem Gesetze Jeder gleich sein müsse,allein über allen den von demselben geltend gemachten
Gesichtspunkten stehe die Erwägung , daß es im öffentlichen
Interesse liege , daß der öffentliche Diener vor frivolen
Angriffen geschützt werde .

Der Abg . Näf sei eben nie Richter gewesen, sonst würde
er nicht so warm gegen diese Vorentscheidung in 's Feldrücken, wenn er aber einmal Bürgermeister von Freiburgwerde , so würde er dann auch froh sein, durch eine solche
Bestimmung geschützt zu werden . Gerade der in seinem
Geschäfte rascheste Beamte habe am schnellsten ein unüber¬
legtes Wort gesprochen. Den Privatanträgen lägen oftunlautere Motive zu Grunde , sie würden oft nur gestellt,um , wie man sage, etwas herauszuschinden .

Redner ersucht dann das Haus am Schluffe seines Re¬
ferates , den Antrag Näf abzulehnen.

Der Hauptantrag und der eventuelle Antrag dtdses Ab¬
geordneten werden zur Abstimmung gebracht , jedoch ab¬
gelehnt .

Art . 9 wird ohne Diskussion angenommen.
Zu Art . 10 richtet Abg . v . Freydorf an die Regie¬

rung die Anfrage , ob in allen Füllen die Verhandlungvor dem Verwaltungsgerichtshof eine öffentlichesein werde .
Regierungskommissär Eisenlohr : Es sei die Auffas¬

sung der Großh . Regierung , es solle jeder einzelne Fall
durch eine Endentscheidung seine Erledigung finden ; für
die Endentscheidungen sei eine öffentliche Verhandlung des
Verwaltungsgerichtshofes in der Besetzung mit 5 Mit¬
gliedern , wie es der Wichtigkeit der Sache entspreche, vor¬
geschrieben ; es liege deßhalb kein Grund vor , weßwegen
von der Oeffentlichkeit abgesehen werden solle .



»1
Nachdem noch die Abgg . Bär und v . Feder über !

diesen Punkt sich geäußert, wird Art . 10 angenommen .
Zu Art . 11 ist ein von den Abgg . Lender und För - !

derer mitunterschriebener Antrag des Abg . Jung Hanns ^
eingekommen, dahin gehend : >

„Zu Artikel 11 als Zusatz zu setzen : Ueber die Ent- >
scheidungen des Verwaltungsgerichtshofes, veranlaßt durch- !
das Vorgesetzte Ministerium, durch welche die Ueberschrei- !
tung oder Unterlassung einer Amtshandlung verneint wird, j
ist dem Landtag bei seinem nächsten Zusammentreten ein i
Verzeichniß unter Anschluß der Akten zur Kenntniß mit- '

zutheilen . "
Abg . Junghanns begründet den Antrag ; er betont

unter Anderem, daß die Volksvertretung ein Interesse da - !
ran habe, die einzelnen Fälle näher sich anzusehen , wo
der Verwaltungsgerichtshof eine Ueberschreituug der Amts- !
Pflicht oder Unterlassung der Amtshandlung nicht gefunden
habe, da das hohe Haus nöthigenfalls zu einer Aenderung >
dieser Bestimmungen Veranlassung nehmen könne. ;

Ministerialpräsident Stösser : Er ersuche das hohe
Haus, den Antrag , der mit der Stellung des Verwaltungs¬
gerichtshofes nicht vereinbar sei , abzulehnen .

Nachdem hierauf noch die Abgg . Fieser , Bär , v .
Feder und Näs dagegen gesprochen, wird der Antrag
abgelehnt; dagegen Art . 11 nach dem Kommissionsentwurf
angenommen , ebenso die Art . 12 , 13 , 14 und 15 ohne
Diskussion.

Die von der Kommission beantragte Uebergangsbestim
mung wurde angenommen .

Das Gesetz „den Verwaltungsgerichtshof und das Ver¬
fahren der Verwaltnngsgerichte betr. " hat nach den Be¬
schlüssen der Zweiten Kammer folgenden,Wortlaut :

Art . 1 . Der Verwaltungsgerichtshof wird mit einem
Präsidenten und der erforderlichen Anzahl von Rüthen
besetzt .

Dieselben müssen zum Richteramt befähigt sein . !
Der Präsident und drei Räche werden aus der Zahl !

der Verwaltungsbeamten , die übrigen Mitglieder und deren !
Stellvertreter aus den Rächen des Oberlandesgerichts be- !
rufen.

Den letzteren wird die . Stelle als Nebenamt auf die
Dauer des von ihnen bekleideten Hauptamtes verliehen . !

Sämmtliche Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes
ernennt der Großherzog. >

Art . 2. Der Präsident und die Mitglieder des Ver- ,
waltungsgerichtshofes können während der Dauer ihres
Richteramtes in keiner Weise im Verwaltungsdienste ver¬
wendet werden.

Art . 3 . Den Oberlandesgerichts-Räthen dürfen für die
Versehung des Nebenamtes weder Funktionsgehalte noch
Remunerationen verliehen werden.

Art . 4 . Die Anstellung des Präsidenten und der Mit¬
glieder des Verwaltungsgerichtshofes ist unwiderruflich
und sind auch für die Mitglieder , welche nicht aus dem
Oberlandesgerichte berufen werden, die Bestimmungender
ßß 1 , 2 , 4, 5, 7 , 8, 10 bis 18 des Gesetzes vom 14.
Februar 1878 , die Rechtsverhältnisse der Richter betr.,
mit der Maßgabe anwendbar , daß diese Mitglieder im
Falle des ß 5 auch auf eine dem Rang und der Besol¬
dung nach gleiche oder höhere Verwaltungsstelle versetzt
werden können.

Art . 5 . Der Disziplinarhof für die Mitglieder des
Verwaltungsgerichtshofes , soweit sie nicht Räthe des
Oberlandesgerichts sind, besteht außer den in Z 15 des
Gesetzes vom 14 . Februar 1879 , die Rechtsverhältnisse
der Richter betreffend , genannten Beamten, aus dem Prä¬
sidenten und denr dienstälteften Berwaltungsgerichts -Rathe
und bei deren Verhinderung aus dem dem Dienstalter
nächstfolgenden Mitgliede des Verwaltungsgerichtshofes.

Die Veranlassung der richterlichen Enscheidnng in 8 5,
die Beauftragung des Staatsanwaltes in 8 17 und der
Vollzug des 8 19 des erwähnten Gesetzes geschieht durch
das Ministerium des Innern .

Art . 6 . Der Präsident des Verwaltungsgerichtshofes
bezieht eine Besoldung von 8000 Mark, die übrigen Mit¬
glieder haben die gleiche Besoldung mit den Rächen des
Oberlandesgerichts und sind für die Besoldungen der
Mitglieder die Bestimmungen der 88 1, 2 und 4 des Ge¬
setzes vom 20. Februar 1879, die Besoldungen der Rich¬
ter betreffend , maßgebend.

Art . 7 . Im Falle der Verhinderung des Präsidenten
führt der denr Dienstalter nach älteste Verwaltungsgerichts-
Rath den Vorsitz .

Art . 8. Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten
richtet sich bis zum 1 . Juli 1882 nach den Bestimmungen
des Gesetzes vom 5. Oktober 1863, die Organisation der
inneren Verwaltung betreffend , und der landesherrlichen
Vollzugsverordnung vom 12 . Juli 1864 zu dem genann¬
ten Gesetze , mit der Maßgabe , daß über Nichtigkeitsbe¬
schwerden wegen Unzuständigkeit oder Gewaltsüberschrei-
tung (8

" 92 Absatz 2 der Vollzugsverordnung vom 12.
Juli 1864) der Kompetenzgerichtshof unter Beobachtung
der 88 10 bis 13 des Gesetzes vom 30. Januar 1879,
die Entscheidung von Kompetenzkonflikten betreffend , ent¬
scheidet und die Nichtigkeitsbeschwerde auch von dem Ver¬
treter des Staatsinteresses erhoben werden kann .

Art . 9 . Die strafrechtliche oder civilrechtliche Verfol¬
gung eines Beamten wegen einer in Ausübung oder in
Veranlassung der Ausübung seines Amtes vorgenommenen
Handlung ist im Falle des Verlangens des dem Beamten
Vorgesetzten Ministeriums an die Vorentscheidung des Ver¬
waltungsgerichtshofes gebunden. Das Verlangen kann
nur so lange gestellt werden, als in dem gerichtlichen Ver¬

fahren ein Eudurtheil nicht verkündet ist . St .G .B . 8 259
C .P .O . 8 272 .

Art . 10. Nach Einkunft des Antrags auf Vorentschei¬
dung werden die Men durch das Gericht unter Benach¬
richtigung der Betheiligten dem Berwaltungsgerichtshofe
eingesendet.

^
Erachtet der Verwaliungsgerichtshof vor Fällung seiner

Vorentscheidung noch thatsüchliche Ermittelungen sür er¬
forderlich , so kann er dieselben durch die Verwaltungs¬
oder Gerichtsbehörden veranlassen.

Im Uebrigen findet das in Art . 8 dieses Gesetzes be-
zeichnete Verfahren auch hier Anwendung.

Art . 11 . Die Vorentscheidung des Verwaltungsgerichts¬
hofs hat sich auf die Feststellung zu beschränken , ob
der Beamte sich einer Ueberschreituug seiner Amtsbe-
fugnisse oder der Unterlassung einer ihm obliegenden
Amtshandlung schuldig gemacht hat , oder ob dies nicht
der Fall ist.

Eine Vorentscheidung der letzten Art ist für das Gericht,
welches in der Sache zu entscheiden hat, verbindlich .

Eine Vorentscheidung der ersten Art steht weder dem
Beamten in seiner weitern Verteidigung vor dem Ge¬
richte, noch dem Gerichte bei seiner rechtlichen Entscheidung
der Sache im Wege ; sie hat die Folge , daß die dem
Gegner des Beamten durch das Verfahren vor dem Ver¬
waltungsgerichtshofe erwachsenen nothwendigen Kosten aus
der Staatskasse ersetzt werden.

Art . 12 . Für das durch das Verlangen einer Vorent¬
scheidung beim Verwaltungsgerichtshof veranlaßte Ver¬
fahren werden Stempelgebühren nicht entrichtet und
Sporteln nicht in Ansatz gebracht .

Ueber die Verpflichtung zur Tragung der Kosten dieses
Verfahrens entscheidet der Verwaltungsgerichtshof.

Art . 13 . Die Bestimmungen über die Vorentscheidung
des Verwaltungsgerichtshofes sind auch anwendbar, wenn
eine gerichtliche Verfolgung wegen Amtshandlungen gegen
einen aus dem Dienste bereits ausgeschiedenen Beamten
oder gegen die Erben eines Beamten anhängig wird ,

i
Unter den Beamten sind auch diejenigen , welche in un-

i mittelbarem Staatsdienste stehen, einbegriffen .
Art . 14 . Der 8 161 des Einführungsgesetzes zu den

Reichs -Justizgesetzen wird aufgehoben .
Art . 15. Der Artikel 4 dieses Gesetzes bildet einen

Bestandtheil der Verfassung und des Staai^diener-Ediktes
vom 30 . Januar 1819.

j Art . 16. Die in Art . 1 Abs . 3 festgesetzte Beschrün -
kung auf drei Räthe soll erst bei künftigen Erledigungen

^
in Wirksamkeit treten.

Vermischte Nachrichte«.
— Das aus der Feder des preußischen Finanzministers Bitter

! stammende Werk „Johann Sebastian Bach" erscheint demnächst
lieferungsweise in zweiter Auflage.

Handel und Berkehr .
Neuester Frankfurter Kurszettel im Hauptblatt

III . Seite .
Handelsberichte.

Wien , 18 . Jan . Der Einlösungscours der in Silber zahl-
baren österreichischen Eisenbahn- Coupons ist vom 18 . Januar an
bis auf Weiteres auf 86V« festgesetzt.

» . Frankfurt , 17 . Jan . (Börsenwoche vom 10 . bis 16.
Januar .) Nachdem die Börse durch die ungesunde und therl¬
weise übertriebene Haussebewegung in der kurzen Zeit von emmen
Tagen ein Werk vollbracht hatte , das sonst monatelange An¬
strengungen bedurfte , trat bei Beginn der Woche eme gewisse
Uebermüdung ein , an der die noch immer bestehenden theüweise
starken Hausseengagements nicht zum Wenigsten Schuld trugen.
Der bereits in Fluß gerathene Erleichterungsprozeß . setzte sich
fort , wenn auch in ruhigem Tempo , hie und da war sogar wie¬
der Lust zum Steigen vorhanden, für welches die Erhöhung der
Eisenpreise in Glasgow zum Vorwand genommen wurde Trotz
des fortdauernden Hausseenthusiasmus der Wiener Börse ließ
es aver die nüchterne Auffassung der Lage , welche Berlin be-
th-itigte, nicht zu, daß die wiedererstandene Strömung , nach Oben
von langer Dauer war . Die Stimmung wurde allgemeinschwächer
und lustloser und schien es , als wenn sich bereits eme ziemlich
starke Contermine gebildet hätte, die bemüht wäre, diese Wand¬
lung auszubeuten. Ungünstige Politische Nachrichten und Ge-

" kursirten . unter deren Einfluß sich dre Verkaufê vermehr-

ner Platzes , wo ein eines -yaus ocvcuicuvc » rr ^ «»li¬
ebenden Papiere an den Markt brachte , noch verstärkte . Heute
>ar wieder eine Wendung zum Bessern zu bemerken, die, wie der
orherige Rückgang, auf politische Ursachen zuruckgefuhrt wurde .
So wurde die Meldung des „Russischen Invaliden von einer
ieduktion der russischen Armee unter Friedensstärke als Steige -
ungsmotiv angeführt . Die günstige Steigerung wurde von
Zerlin , wo die Baissepartei zu Rückkäufen schritt , wesentlich ge¬
ordert. Von den leitenden Werthen waren Lombarden vorüber-
ehend belebt auf Gerüchte über eine bessere Situation der Bahn ,
ie aber vorläufig unbestätigt blieben . ,
Kreditaktien hewegten sich zwischen 256^ —257"/8—25t7 » und

572/4 , Staatsbahn -Aktien zwischen 234s-4—236—233°/4—232^4
ind 2341/8. Lombarden vanirten k 7111—75 und 73. Oesierr.
Zahnen setzten auf Verstaatlichungsnachrichtcnihre steigende Be¬
legung theilweise fort . Nordwest hohen sich 8^/4 fl . , Elbthal
ä/4 fl . , Buschtiehrader in . 8 . 5 fl . , Siebenbüraer 4lz fl .
deutsche Bahnen zeigten sich bei ziemlich lebhaften Umsätzen m
,uter Haltung . Thüringer besserten sich nach ihrem vorwöchigen
stückgang wieder 4' /« Proz . Oesierr . Prioritäten sind behauptet
>der höher. Von ausländischen Fonds österreichische und unga-
ische Renten fest. Russen höher . Orientanleihen steigend und
>eliebt . Loose still . Oesterreich . Loose matter . Pfandbriefe fest,
die deutsche Hypothekenbank in Meiningen bringt 4 Millionen
Nark ihrer 5prozensigen Obligationen zur Berloosung. Das
Konsortium , welches sich für die Durchführung , respektive
Konversion gebildet hat , besteht aus der deutschen Bank in
gerlin , der Mitteldeutschen Kreditbank und dem Bankhause
Aebrüder Sulzhach dahier. Dasselbe wird den Besitzern der
msgeloosten Sprozent. Obligationen an Stelle der Baarzahlung
9/sprozent. Obligationen der deutschen Hypothekenbank mit einer
stonversionspräune von 85 Pf . auf ie 100 M . Nominal anbieten .

>Konversion, aus welcher dem erwähnten Institut eine hübsche

enig verändert.

Berlin , 17 . Jan . ( Börsen - Wochen bericht des
Bankhauses Max Levenstein . Berlin W . , Char¬
lottenstraße 55 .) Der jetzige Zustand der Börse ist ein nor¬
malerer , als derselbe seit längerer Zeit gewesen . Das Geschäft
ist kleiner , aber solider geworden, und einzelne Abschwächungen
haben dazu beigetragen, das flottante Material aus den Händen
schwacher Spekulanten in den Besitz von reellen Kapitalisten zu
bringen. Auf dieser Wandlung basirt die Idee für eine zukünf¬
tige Aufwärtsbewegung .

Fremde Fonds hätten eigentlich auf die politischen Beun¬
ruhigungen hin zurückgehen müssen ; es ist dies aber nur in ge¬
ringem Maße geschehen, ein Beweis , daß die Hauptpapiere , wie
Oesterreich -Ungarische Goldrenten und Russische Anleihen , sich
vornehmlich als Anlage in den Händen des Publikums befinden .

Schwere Deutsche Bahnen waren meist matt und Schle¬
sische , sowie Bergisch-Märkische nachgebend . Rheinische , Stettiner ,
Köln-Mindener , Potsdamer , welche jetzt eigentlich mehr in die
Rubrik der Deutschen Fonds gehören , wenig verändert. Die Auf-
wärtsbewegung der leichten Bahnen kam zum Stillstand ; zu er¬
mäßigten Preisen herrschte aber viel Kauflust , besonders für
Aachen -Mastrichter, Halle- Sorau und Berlin - Görlitzer, welche
gute Einnahmen aufzuweisen haben. Tilsit , Rhein- Nahebahn,
Berlin -Dresden gaben verhältnißmäßig nur wenig nach . Die
verschiedenen Meinungen über Ostpreußische Südbahn drücken
sich wechselseisig im Kurse dieses Effekts aus ; es ist natürlich
Alles nur Vermuthuna , aber anzuuehmen, daß die 3^ prozenttgen
rückständigen Stamm -Prioritäten -Coupons konstant cingelöst wer¬
den . Auf alle Fälle ist die Notiz schon sehr hoch, da das Papier
doch immer nur einen Erwartungswerth besitzt.

Zu Anfang der Woche entwickelte sich in Banken ein leb¬
hafter Verkehr bei fester Haltung ; späterhin drückte die Stim¬
mung auf dem Spekulasionsmarkte etwas und sind Meininger ,
Niederlausitzer , Lübecker Comerz , Schaaffhausen , Hannoversche
Bank und Berliner Handelsgesellschaft als niedriger zu bezeich¬
nen . Die frühere Steigerung der Kaffawerthe, welche durchaus
nicht diejenige der spekulativen Banken erreicht hatte, ist aber eine
so berechtigte , daß in einiger Zeit eine Fortsetzung dieser Hausse
anzunehmen ist. Hannoversche , Lübecker Commerz und Nieder-
lausitzcr Bank bieten wohl in dieser Hinsicht die meisten Chancen.

Das Interesse für B er g w erks P apier e erhält sich nicht
nur , sondern steigt wieder von Tag zu Tag . Die hohen Eisen¬
preise in Glasgow und die fortdauernden Bestellungen aus Ame¬
rika , welche das vorhandene Material absorbiren, rufen Perma¬
nente Preissteigerungen hervor. Thatsächlich sind die Aufträge
fast nicht zu bewältigen und scheint ein Rückschlag vorläufig gar
nicht eintreten zu können . Laura und Dortmunder Union liegen
noch immer nach oben , ebenso zeigen sich Westphälische Union
Stammprioritäten sehr beliebt . Der größten Bevorzugung er¬
freuen sich aber wohl König Wilhelm , die in kluger Voraussicht
seit längerer Zeit keine neuen Abschlüsse gemacht baden und ihre
ganze Produktion zu den jetzigen gestiegenen Preisen verwerthen
können , so daß eine außerordentlich hohe Dividende pro 1880 zu
erwarten ist. Trotz der früheren schlechten Jahre hat die Gesell¬
schaft Ultimo 1878 nur eine Unterbilanz von Rm . 13000, welche
durch die vorjährigen Gewinne aber jedenfalls ausgeglichen wird,
während außerdem noch ein Reservefonds von 15,000 Mark vor¬
handen ist. Vorprämien wurden bis 8 Prozent über Cours be¬
zahlt. Harkort-Bergwerk, Vorwärts -Hütte , bleiben in guter Frage ,
Marienhütte Cainsdorf , Eschweiler und Dortmunder Bergbau
offerirt.

Von sonstigen Industrie - Papieren waren Maschinen¬
fabriken und unter diesen Wöhlert verhältnißmäßig begehrt. Neu
eingeführt wurden Asphalt -Aktien . die lebhaft gehandelt wurden
und gefragt blieben . Rückgängig zeigten sich Westphälische Draht ,
Noltc Gas , Breslauer Oel und Union Tabak , steigend Schlesische
Porzellan Prioritäten . Wie berechtigt die Ablehnung der Börse

gegen Hamburger Dynamitfabrik gewesen , erhellt daraus , daK
bereits schon letzt ein der Gesellschaft gehöriges Etablissement bei
Prag m die Luft geflogen ist !

Berlin , 17. Jan . Getreidemarkt. (Schlußbcricht.) Weizen
per Januar -Februar , per April-Mai 233 .—, per Mai -Jum
233 .— . Roggen Per Januar -Februar 170 .50 , per April-Mai
173.—, Per Mai -Juni 172 .50 . Rüböl loco 54 .30, Per April -Mai
54 .50 , Per Mai -Juni 55 .10. Spiritus loco 60.60 , per Januar
60 -40 , per Apnl - Mai 61 .30 , Per Mai -Juni 61 .50 . Hafer per
April-Mm 149 .— , per Mai -Juni 150 .50 .

Köln , 17 . Jan . Weizen , loco hiesiger 23 .— , looo fremder
22 .50 , per März 23 .20 , per Mai 23 .35 , per Juli 23 .30.
Roggen loco hiesiger 18.50 , per März 17 .35 , per Mai 17 .40.
Hafer loco — . Rüböl loco 29 .30, per Mai 28 .90 , per Ok¬
tober 29.60.

Bremen , 17. Jan . Petroleum . (Schlußbericht.) Standard
white loco 7 .25 , per Februar 7 .30 , per März -April 7 .45 , per
August-Dezember 8 .30. Matt . Amerikanisches Schweineschmalz ,
Wilcox (nicht verzollt) 42 .

P e st h , 17. Jan . Weizen loco geschäftslos, auf Termine lust¬
los , Per Frühjahr 14.40 G . , 14 .45 B . Hafer per Frühjahr
7 .55 G „ 7 .62 B . Mais Per Mai -Juni 8 .57 G . , 8 .62 B Kohl¬
reps per August-Sept . Ikftft Wetter : Schneefall.

Paris , 17. Jan . Rüböl Per Jan . 79 .25 ,. "Mi-Auc ' ^ per Febr 79 25
Per März -April 79.75 , Per Mai -Aug . 80) 75) '— Spiritus per
Jan . 69 .—, Per Mai -Aug . 68 .50 . — Zucker, weißer , dispon.
Nr . 3, per Jan . 74. 75, per Mai -Aug. — .—. — Mehl , 8 Mar - !
ken, Per Jan . 70.25, per Febr . 70.25, Per März -Apr . 70 .50, per
März -Jum 70 .— . — Weizen Per Jan . 32 .75, Per Febr . 32 .75,
per März -April 32 .75, per Mai -Aug . 32.75 . — Roggen per :
Jan . 23 .25, per Febr . 23 .25, per März -April 23 .50, per Mai -
Aug. 23 .75.

Amsterdam , 17. Jan . Weizen per März — , per Mari
338 . Roggen per März 198 , per Mai 200 .

Antwerpen , 17. Jan . Petroleum -Markt . Schlußbericht. !
Stimmung : Fallend . Raffinirtes Type weiß , disponibel I8V4 v .^
IN/4 B .

New - Aork , 16. Jan . (Schlußkurse.) Petroleum in New -
York 7 -V4 , dto . in Philadelphia s , Mehl 5,65 , Mais (old
mixed) 60 , Rother Winterwerzen 1,46 , Kaffee , Rio good fairj
16 , Havana-Zucker 7?/s , Getreidefracht 4 , Schmalz , Markts
Wilcox 8V4 , Speck 7V4.

Baumwoll -Zufuhr 28000 B . , Ausfuhr nach Großbritann
10000 B . , dto . nach dem Consinent 6000 B .

Baumwolle . Wochenzufuhr in der Union 130,000 B . Expov
nach Großbritannien 69,000 B . , nach dem Kontinent 37,000 B4
Borrath 902,000 B .

Witterungsbeobachtungen
der meteokologiiltzeu Smtioa Karlsruhe .

Thermo- FeuL- s
Meter tigkeilia !

)roc. l
I Baro-

Jan . ! °-
17 . Mttgs . ruhr 749.6 -ft 0 .2

„ R°»«s « Uhr 749.9 — 0 .6
18. Wrg«. 7 Uhr 749 .2 — 3 .2

„ rrüftO. 7 Ubr 751 .0 — 1 .7
„ Nc -t- » »br 754 .8 — 7 .5

19. « rs«. 7Ndr 757 .8 —14 .0

Wind. ' Himmel . Bemerkurr

SE .

S .
NE.

bedeckt veränderlich
i » jtrüb .

bedeckt
klar

trüb .
heiter.
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